Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 62 Ausgegeben Danzig, den 16. Auguft a 1923 


Inhalt. Verordnung über Grundlöhne in der Krankenverſicherung (S. 855). — Verordnung über 
Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung (S. 855). — Verordnung zur Erhöhung der Gerichtskoſten nach dem 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung vom 14. Juni 1923 (S. 853). — Verordnung 5 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung (S. 50 — Neunte Verordnung über Verſicherungspflicht in der 

N Angeſtelltenverſicherung (S. 857). — Geſetz betreffend die beſchleunigte Einziehung von Steuern (S. 858). — Zuſatzgeſetz 

betreffend die Ausgabe von Notgeld (S. 860). — Geſetz betreffend die Aenderung des Branntweinſteuergeſetzes (S. 860). 

. — Verordnung zur Aenderung der geſetzlichen Telegraphen- und Fernſprechgebühren (S. 860). — Verordnung zur 
Aenderung der Poſtſcheckordnung (S. 861). — Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung (S. 862). — Verordnung 


betreffend Aenderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland (S. 863). — Verordnung zur Aenderung der 
ö Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (S. 864). 


332 Verordnung 


über Grundlöhne in der Krankenverſicherung. Vom 14. 8. 1923. 


| ® Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverficherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 


8 1. \ 
h Im 8 180 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung vom 7. Auguſt 1923 3 
4 (Geſetzbl. S. 842) wird das Wort „fünfhunderttauſend“ durch die Worte „drei Millionen“ erſetzt. a 
8 2. 
Die 88 2 und 3 der Verordnung vom 9. März 1923 (Geſetzbl. S. 345) gelten entſprechend. 
§ 3. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Auguſt 1923 in Kraft. 
Danzig, den 14. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


| 333 Verordnung 
| über Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung. Vom 14. 8. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 


8 1. 


| 

N I. Die für die Verſicherungspflicht der Betriebsbeamten, Angeſtellten uſw. nach § 165 Abſ. 2 a 
| der Reichsverſicherungsordnung maßgebende Verdienſtgrenze wird auf 1¼ Milliarden Mark, “A 
II. die für die Verſicherungspflicht der Hausgewerbtreibenden nach § 165 Abſ. 1 Nr. 6 der F 

le Area maßgebende Einkommensgrenze wird auf 1½ Milliarden Mark 5 

eſtgeſetzt. ; 


* Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 24. 8. 1923). 2 
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Im 8 577 Abſ. 1 und im 8 1084 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung über Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung in der Krankenverſicherung vom 
3. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 836) wird das Wort „ſechzigmillionen“ durch die Worte „1½ Milli- 
arden“ erſetzt. 

Die Friſt zur Meldung der Perſonen, die durch dieſe Beſtimmungen der Verſicherungspflicht 
neu unterſtellt werden, wird bis zum 1. September 1923 erſtreckt, ſoweit ſie nach 8 317 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung darüber hinaus läuft. 

8 2. 


Die 8$ 2, 3 und 4 der Verordnung über Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung in 
der Krankenverſicherung vom 10. April 1923 (Geſetzbl. S. 436) gelten entſprechend. 


8 3. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 14. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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zur Erhöhung der Gerichtskoſten nach dem Deutſchen Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig 
geltenden Faſſung vom 14. Juni 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 668). Vom 10. 8. 1923. 


Auf Grund des Artikels VII Abſ. 2 des Geſetzes zur Anderung des Deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 12. Juni 1923 (Geſ.⸗Bl. 1923 S. 651) wird folgendes 


verordnet: 
N Artikel 1. 
Die Gerichtskoſtenſätze (Deutſches Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung vom 
14. Juni 1923 — Geſ.⸗Bl. 1923 S. 668 —) werden dahin geändert: 
1. Der im 8 7 beſtimmte Mindeſtbetrag einer Gebühr erhöht ſich auf 3000 M. 
2. Die volle Gebühr in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ($ 8) beträgt von dem auf die nächſt⸗ 
höheren 100 000 M abgerundeten Werte des Streitgegenſtandes 
bis zu 100 000 M einſchließlich 6 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrage bis zu 2 Millionen Mark einſchließlich 4 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrage bis zu 5 Millionen Mark einſchließlich 3 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrage 2 vom Hundert. 
3. Die in § 11 beſtimmten Summen erhöhen ſich auf 2 Millionen, 200000 und 200000000 M. 
4. Der in $ 36 Abſ. 1 Satz 3 beſtimmte Betrag erhöht ſich auf 100000 Mark. 
5. Die in dem § 52 Abſ. 1, 3 und den $$ 57, 60, 61, 63, 67, 69 beſtimmten Gebührenſätze 
erhöhen ſich auf das Dreißigfache. 
6. Die im § 71 Abſ. 4 beſtimmte Schreibgebühr erhöht ſich auf 6000 Mark für die Seite. 


Artikel 2. 


Der im 8 14 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt 
vom 20. Mai 1898 (R.⸗Geſ.⸗Bl. S. 868), und in 8 11 Abf. 1 des Geſetzes, betreffend die privatrechtlichen 
Verhältniſſe der Flößerei vom 15. Juni 1895 (R.⸗Geſ.⸗Bl. S. 343), beſtimmte, durch Artikel IV des 
Geſetzes zur Anderung des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 
12. Juni 1923 (Geſ.-Bl. S. 651) auf 3000 M feſtgeſetzte Höchſtbetrag der Gebühr erhöht ſich auf 60000 M. 


Artikel 3. 
Die Verordnung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft. 
Die Vorſchriften des Artikel VI und des Artikel VIII Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 und Abſ. 3 des 


Geſetzes zur Anderung des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 
12. Juni 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 651) finden entſprechende Anwendung. 


Die Beſtimmung in Artikel VII Satz 1 des Geſetzes zur Anderung des Deutſchen Gerichts— 


koſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 12. Juni 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 651) wird durch 
dieſe Verordnung nicht berührt. 


Danzig, den 10. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
Verordnung 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung. Vom 10. 8. 1923. 
Auf Grund des § 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen⸗Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl 


Seite 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 31. Juli 1923 (Geſetzbl. Seite 837) folgendes beſtimmt: 


Die Unterſtützung iſt vom 6. Auguſt 1923 ab nach folgenden Höchſtſätzen zu gewähren: 
1. für männliche Perſonen 


a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben.. 90 000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben .. 75 000 M 
eee f e ie 54 000 M 
2. für weibliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben.. 75 000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben.. 60 000 M 
aner e . EP RT R er 43 000 M 
3. als Familienzuſchläge für SE 
„ NE EA 33 000 M 
b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige 27 000 M 


Danzig, den 10. Auguſt 1923. 
Der Senat! der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. f 


Neunte Verordnung 
über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 14. 8. 1923. 


Auf Grund des § 1a des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte in der Faſſung des Geſetzes über 


Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 
1923 (Geſetzbl. S. 257) wird folgendes verordnet: 


8 1. 
Borausſetzung der Verſicherung nach 8 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte iſt, daß der 


Jahresarbeitsverdienſt drei Milliarden Mark nicht überſteigt. 


N 9 2. 
Wer die nach $ 1 für die Verſicherung maßgebende Grenze des Jahresarbeitsverdienſtes über⸗ 


ſchreitet, ſcheidet ert mit dem erſten Tage des vierten Monats nach Überſchreiten der Verdienſtgrenze aus der 
Verſicherungspflicht aus. Wird innerhalb dieſer Zeit die Verdienſtgrenze geändert, ſo beſtimmt ſich die 
Verſicherungspflicht von dem Inkrafttreten dieſer Anderung an nach den neuen Vorſchriſten. 


8 3. 

Für Angeſtellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienſt von mehr als 96 000 000 Mark auf Grund 
dieſer Verordnung verſicherungspflichtig werden, gelten die Beſtimmungen der SS 3 bis 5 der vierten 
Verordnung über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung vom 23. Februar 1923 Geſetzbl 
S. 324) entſprechend. 94. 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1923 in Kraft. 
Danzig, den 14. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


337 Volklstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend die beſchleunigte Einziehung von Steuern. Vom 16. 8. 1923. 


Artikel I. 

Das Einkommenſteuergeſetz vom 29. 12. 1922 (Geſetzblatt S. 587) in der Faſſung des Geſetzes 
über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den ee vom 29. 6. 1923 (Geſetzbl. S. 730) 
wird wie folgt geändert: 

1. In 8 71 l iſt zu ſetzen: 

a) in Abſ. 1, Ziffer 3 ſtatt „von insgeſamt 8000 M“: „in Höhe von 2 v. H. der gemäß 
§ 18 Abſ. 2 feſtgeſetzten Steuereinheit“, 

b) in Abſ. 4, Ziffer 4 ſtatt: „den Betrag von 48000 M“: „10 v. H. der gemäß 8 18 
Abſ. 2 feſtgeſetzten Steuereinheit“, 

c) in Abſ. 1, Ziffer 5 ſtatt: „zu einem Betrage von 48000 M“: „zur Höhe von 10 v. H. 
der gemäß § 18 Abſ. 2 feſtgeſetzten Steuereinheit“, e 

d) in Abſ. 2 ftatt: „den Betrag von 48000 M“: „10 v. H. der gemäß $ 18 Abſ. 2 feſt⸗ 
geſetzten Steuereinheit“. g 

2. In § 21 Abſ. 1 b iſt zu ſetzen ſtatt: „1 v. H.“: „1½ v. H.“. 

3. § 26 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Bis zum Empfang eines Steuerbeſcheids für ein Kalenderjahr hat der Steuer- 
pflichtige auf die Steuerſchuld dieſes Kalenderjahrs monatlich bis zum 10. jedes Monats 
Vorauszahlungen in Höhe von ¼2 der zuletzt feſtgeſtellten Steuerſchuld zu entrichten“. 

4. In § 29 Abſ. 2 Nr. 2 und 3 iſt zu ſetzen ſtatt: „1 v. H.“: „1½ v. H.“. 

5. § 35 erhält folgenden neuen Abſatz: 

„Die Einzahlung bei der von der Steuerbehörde beſtimmten Zahlſtelle muß am 
dritten Werktag nach der erfolgten Lohn- oder Gehaltszahlung geſchehen. Arbeitgeber, 
welche tägliche Entlohnung vornehmen, haben die Steuer am Freitag einer jeden Woche 
zu entrichten.“ 

Artikel II. 


Das Körperſchaftsſteuergeſetz vom 26. 6. 1923 (Geſetzbl. S. 703) wird wie folgt geändert: 
§ 19 Abſ. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 

„1. Bis zum Empfang eines Steuerbeſcheids für ein Geſchäftsjahr hat der Steuerpflichtige 
auf die Steuerſchuld dieſes Geſchäftsjahrs monatlich ſpäteſtens bis zum 10. Tage eines 
jeden Kalendermonats Vorauszahlungen in Höhe von je ½ der zuletzt feſtgeſtellten 
Steuerſchuld zu entrichten. 


| 
| 
| 


2. Für das erſte Geſchäftsjahr iſt als Vorauszahlung die nach dem Gewerbeſteuergeſetz 
vom 8. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 563) gemäß § 26 feſtzuſtellende Mindeſtſteuer in vier 
Raten, und zwar ſpäteſtens bis zum 10. Tage eines jeden Kalendervierteljahrs im 
voraus zu entrichten. 

Das Geſetz über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den Steuergeſetzen 
vom 29. 6. 1923 (Geſetzbl. S. 730) findet entſprechende Anwendung.“ 


Artikel III. 
§ 34 a des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 149) in der Faſſung 
des Geſetzes über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den Steuergeſetzen vom 29. 6. 1923 
(Geſetzbl. S. 730) erhält folgende Faſſung: 
„Der Steuerpflichtige hat ohne beſondere Aufforderung auf die allgemeine Umſatzſteuer 
bis zum 10. jedes Monats Zahlung zu leiſten. 


Die Luxusſteuer und die beſondere Umſatzſteuer für Gaſt- und Schankwirtſchaften gemäß 


Geſetz vom 24. November 1922 (Geſetzbl. S. 515) ſind bis zum Mittwoch jeder Woche zu 
entrichten. 
Zu zahlen iſt der Steuerbetrag, der ſich aus dem im vorhergehenden Monat oder im 
Falle des Abſ. 3 in der vorhergehenden Woche erzielten Umſatz ergibt. 
Der Senat wird ermächtigt, die Erhebung der allgemeinen Umſatzſteuer in wöchentlichen 
Abſchnitten anzuordnen. 
Artikel IV. 
Das Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über Abgabe zum Wohnungsbau vom 15. 7. 1921, 
23. 7. 1922, 1. 12. 1922, 27. 6. 1923 (Geſetzbl. S. 738) wird wie folgt geändert: 
1. 8 12 a Abſatz 2 letzter Satz erhält folgende Faſſung: 
„Der Beitrag iſt drei Werktage nach der erfolgten Lohn- oder Gehaltszahlung zu 
* entrichten. Arbeitgeber, welche tägliche Entlohnung vornehmen, haben die Steuer am 
Freitag jeder Woche zu entrichten.“ » 
2. Es wird folgender $ 12 b eingefügt: 

„Die Hinterziehung der Lohnſummenſteuer wird mit Geldſtraſe bis zum zwanzig⸗ 
fachen Betrage der hinterzogenen Steuer, in ſchweren Fällen neben der Geldſtrafe auch 
mit Gefängnis beſtraft.“ 

Artikel V. 
Vorſätzliche Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes werden mit Gefängnis 
bis zu 6 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 250 Millionen Mark oder mit einer dieſer Strafen 


beſtraft. Bei fahrläffigen Zuwiderhandlungen kann auf Geldſtrafe bis zu 10 Millionen Mark 
erkannt werden. 


Artilel VI. 
Der Senat erläßt die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 


Artikel VII. 
Die Beſtimmungen der Artikel II und III treten am 1. September 1923, die des Artikels 1 


Ziffer 2 und 4 am 20. Auguſt 1923, im übrigen tritt das Geſetz ſofort in Kraft. 


Danzig, den 16. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 
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338 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Zuſatzgeſetz 
betreffend die Ausgabe von Notgeld. Vom 8. 8. 1923. 


Artikel 1. 
2. November 1922 
Der Geſamtbetrag der Notgeldſcheine, welche nach dem Geſetz vom 30. Juni 1088 (Geſetzblatt 


S. 489) von der Stadtgemeinde Danzig ausgegeben werden dürfen, wird auf 60 Milliarden Mark erhöht. 
Für dieſe Notgeldſcheine gelten die Beſtimmungen des Geſetzes vom 2. November 1922, insbeſondere 
25 dieſe Notgeldſcheine geſetzliches Zahlungsmittel. 

Artikel 2. 

Der Senat wird ermächtigt, eine der Geldentwertung des Betrages von 60 Milliarden Mark 
entſprechende Erhöhung der Höchſtſumme des zuläſſigen Notgeldumlaufes zu genehmigen, nachdem der 
Hauptausſchuß des Volkstages zugeſtimmt hat. 

Artikel 3. 

Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 8. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


339 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 8 f 
betreffend die Anderung des Branntweinſteuergeſetzes vom I. Jun 151 enge 


in der Faſſung vom 16. November 1922 (Geſetzbl. S. 511). Vom 10. 8. 1923. 
Das Branntweinſteuergeſetz vom > 8.0. Bl. S. 576 in der Faſſung vom 16. No⸗ 
vember 1922 (Geſetzbl. S. 511) wird wie folgt geändert: 
§ 2 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

Der Senat wird ermächtigt, nach Anhören der Handelskammer die Verbrauchsabgabe 
wöchentlich entſprechend den jeweiligen Verkaufspreiſen für gereinigten Branntwein zu erhöhen 
oder herabzuſetzen. 

Danzig, den 10. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


1 


340 a Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren. Vom 15. 8. 1923. 


Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗, 
Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren (Geſetzblatt S. 320) werden von den durch die Ver⸗ 
ordnung zur Anderung der geſetzlichen Telegraphen- und Fernſprechgebühren vom 4. Auguſt 1923 (Geſetz⸗ 
blatt S. 845) feſtgeſetzten Gebühren und Teuerungszuſchlägen die in der nachfolgenden Zuſammenſtellung 
aufgeführten Gebühren und Teuerungszuſchläge auf die in Spalte 4 angegebenen Beträge feſtgeſetzt. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 20. Auguſt 1923 in Kraft. 


| | sc 
Die im § 3 des Fernſprechgebühren-Geſetzes beſtimmten, vierteljährlich im voraus fälligen 
laufenden Gebührenſätze werden jedoch noch bis Ende Auguſt 1923 mit 1500 vervielfältigt. Jeder 
Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß auf den 19. bezw. 31. Auguſt 1923 zu kündigen. 


Danzig, den 15. Auguſt 1923. | 1 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 75 
Sahm. Förster. 
Zuſammenſtellung 
über die jetzigen und die neuen geſetzlichen Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren. 
1 | 2 | 3 | 4 [ 5 
Paragraph] Jetzige Neue ö 
Gegenſtand und Nr.] Gebühr Gebühr Amnerkungen 


N 


MN A 
Geſetzliche Telegrapheugebühren. 
8 1 


Gewöhnliche Telegramme 
im Fernverkehr 
A „=... Su. 1600 8000 
2200 sine a 800 4000 
im Ortsverkehr 
e ne. He en 800 4000 
2 = anstehen 400 2000 
Prefjetelegramme | 
E 800 4000 
CCC 400 2000 


Geſetzliche Fernſprechgebühren. a 

Jetzige | Künftige | Die Grundgebühren 
Verviel⸗ | Verviel⸗ werden noch bis 
fältigungs⸗ fältigungs⸗] Ende Auguſt 1923 


5 b l mit 1500 verviel- 
J I ER 8 3 zahl a0 fältigt. 
Ortsgeſprächsgebü hren 84 7000 20 000 
Ferngeſprächs gebühren 88 J 
341 Verordnung 


zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 15. 8. 1923. 
Auf Grund des 8 10 des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 
(Geſetzblatt S. 53 ff.) wie folgt geändert: 

1. Im 8 3 Abſ. I Satz 1 wird ſtatt „5 000 000 Mark“ geſetzt: 20 000 000 Mark. 

2. Im 8 8 Abſ. I Satz 1 wird ſtatt „5 000 000 Mark“ geſetzt: 20 000 000 Mark. 
3. Im 8 9 Abſ. I wird ſtatt „50 000 000 Mark“ geſetzt: 100 000 000 Mark. 

4. Im § 9 Abſ. X Unterabſatz 1 wird ſtatt „5 0000 000 Mark“ geſetzt: 20 000 000 Mark. 

5. Im 8 9 Abſ. X Unterabſatz 2 wird ſtatt „5 000 000 Mark“ geſetzt: 20 000 000 Mark. 
Die Anderungen treten am 20. Auguſt 1923 in Kraft. 

Danzig, den 15. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 
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Verordnun N 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 15. 8. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und 50 des 


des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 


wird 
I: 


S 


die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) wie folgt geändert: 
Im § 5 „Bedingte Zulaſſung zur Poſtbeförderung“ iſt hinter Abſatz V folgender neuer Abſatz 
einzuſchalten: 

VI. Gegenſtände aus Zereiſen müſſen ſo verpackt ſein, daß jede Bewegung oder Reibung 
der Gegenſtände aneinander vermieden und ſomit Staub und Funkenbildung ausgeſchloſſen iſt. 
Mit leicht brennbaren Stoffen darf Zereiſen nicht in Berührung ſtehen, Lufträume im Innern der 
Packungen müſſen vermieden werden. Zum Ausfüllen der Zwiſchenräume zwiſchen den einzelnen 
Gegenſtänden müſſen unentflammbare Stoffe, wie Asbeſt, Kieſelgur, Ton oder dergl., ver— 
wendet werden. 


In demſelben 8 (5) erhalten die bisherigen Abſätze VI und VII die Bezeichnungen VII und VIII. 


Im 8 7 „Druckſachen“ Abſ. XIII iſt der 5. Satz zu ſtreichen. Der 4. Satz erhält folgende Faſſung: 

Für unzureichend freigemachte Blindenſchriftſendungen wird das Doppelte des Fehlbetrags, 
unter Aufrundung auf eine durch 1000 teilbare Markſumme, nacherhoben. 

Im 8 20 „Poſtanweiſungen“ iſt im Abſatz I zu ſetzen ſtatt „1000000 M“: 20000000 M. 
Im 8 36 a „Gebühren für Sendungen im Orts- und Nachbarortsverkehr“ erhält im Abſ. IV der 
1. Unterabſatz folgende Faſſung: 

Für unzureichend freigemachte Briefe und Poſtkarten wird das Doppelte des Fehlbetrags, 
unter Aufrundung auf eine durch 1000 teilbare Markſumme, für nicht freigemachte gebührenpflichtige 
Dienſtbriefe und Dienſtpoſtkarten, wenn fie als ſolche durch eine von der Poſt- und Telegraphen⸗ 
verwaltung feſtzuſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht ſind, die einfache Gebühr nacherhoben. 
Im 8 42 „Abholen der Sendungen“ erhält im Abſ. V der 1. Unterabſatz folgende Faſſung: 

Wer ſeine Poſtſendungen oder Zeitungen am Poſtſchalter abholt oder abholen läßt, hat eine 
Poſtausgabegebühr zu entrichten. Die Gebühr iſt vierteljährlich vorauszuentrichten; Zeitungs- 
abholer, die ihre Zeitungen für einen kürzeren Zeitraum als ein Vierteljahr beſtellen, haben ſie 
jedoch nur für die Dauer der Bezugszeit vorauszuzahlen. Von der Erhebung der Gebühr kann 
aus poſtdienſtlichen Gründen abgeſehen werden. 

In demſelben 8 (42), Abſ. VI find im 1. Unterabſatz die erſten 4 Sätze (bis „Kündigungsſriſt“) 
zu ſtreichen. Dafür iſt zu ſetzen: 

Für ein Schließfach nebſt zwei Schlüſſeln wird eine Gebühr erhoben, die nach der Größe 
des Fachs bemeſſen wird und vierteljqährlich vorauszuentrichten iſt. Das Mietverhältnis gilt zu⸗ 
nächſt für ein Jahr. Endigt es nicht mit dem Ablauf eines Kalendervierteljahrs, ſo dauert es 
bis zu deſſen Ablauf. Wird nicht drei Monate vorher ſchriftlich gekündigt, ſo verlängert ſich die 
Überlaſſung auf unbeſtimmte Zeit unter Vorbehalt einer dreimonatigen, nur zum Ende eines 
Kalendervierteljahres zuläſſigen ſchriftlichen Kündigung. 

In der Überſicht über die poſtordnungsmäßigen Gebühren (Anlage zur Poſtordnung) erhält der 
Kopf der Spalte 4 folgende Faſſung: 
Verhältnis zur einfachen Fernbriefgebühr. 


In derſelben Überſicht iſt unter Nr. 1 in Spalte 4 zu ſetzen ſtatt „Yo“: ¼, 
„In derſelben Mberficht iſt ferner unter Nr. 5, 6, 8 und 40 bei Einziehungs⸗, Auszahlungs⸗ bezw. 


Stundungsgebühr in Spalte 4 „¼¼y o fach“, „"/iooo fach“, „/% fach“ und „¼ % fach“ zu erſetzen 
durch: „1 M*)“, „1 M')“, „2 M')“ und „2 M')“, in der Spalte 5 „Anmerkungen“ iſt am 
Schluß der Überſicht folgender Vermerk aufzunehmen: 
) Feſte Gebühr. Das Verhältnis zur Fernbriefgebühr iſt auf dieſe Nebengebühren 
nicht anwendbar. 


ERTEILT 
C TORTE PT TETE =, * 


4 re et * 5 * u * * —:. . ER 
r En re 1 n Re — le eh = 
3 a ng . er 8 


F ze 
so 
11. In derſelben Überficht iſt unter Nr. 7 in Spalte 4 zu erſetzen „ fach“ durch: 2 fach. 
12. In derſelben Mberficht find unter Nr. 23 die drei erſten e en in Spalte 4 zu er⸗ 
etzen durch: 
i a) das ¼ fache der jeweils am 16. des 2. vorhergehenden Vierteljahrsmonats geltenden einfachen * 
Fernbriefgebühr, auf volle 100 M nach oben en ene . 1/, Jahr gültig; Bi: 
b) und c) je das Doppelte der Gebühr zu a): 
die beiden letzten durch: 
a) !/,, der Gebühr zu 6a; 
b) !/,, der Gebühr zu 6 b. a = 
In Spalte 2 iſt unter . N bei Zeitungsbeſtellgeld die Untereinteilung 2 
a, b und c, bei Beſtellgeld für Sammelüberweiſungen eine ſolche a, b zu machen. 7 


13. In derſelben Überſicht find unter Nr. 24 die Angaben in Spalte 4 zu erſetzen durch: Er 
Jetzige Gebühr Neue Gebühr B- 
400 2000 = 
600 3.000 4 
1.000 5 000 2 
1200 6000 
800 4.000 
1200 6000 
2000 10 000 4 
2400 12 000 u 
200 1.000 A 
- 400 2.000 Br 
14. Unter Nr. 26 der uberſicht iſt in Spalte 4 zu erſetzen „Yo, fach“ durch: ¼ fach; unter Nr. 29 er 


„io fach“ und „6 fach“ durch: „¼ fach“ und „12 fach“. 
15. Unter Nr. 9 (an 5 Stellen), 15 (an 2 Stellen), 23 (an 2 Stellen), 24 und 36 der Überſicht iſt 
— beſtell — jedesmal durch: „zuſtell“ zu erſetzen. 
Borftehende Anderungen treten am 20. Auguſt 1923 in Kraft, mit Ausnahme der unter Nr. 12 
enthaltenen Gebührenfeſtſetzungen, die vom 1. Oktober 1923 ab gelten. 1 
Danzig, den 15. Auguſt 1923. * 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 8 
343 Verordnung 
betreffend Anderung der Zelegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland. Vom 16. 8. 1923. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 20. Auguſt 1923 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland auf allen 
Entfernungen 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 32000 M Grundgebühr und 16000 M Wortgebühr für 
jedes Wort, 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 


Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland 
vom 24. Juni 1923 tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 16. Auguſt 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
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Verordnung | 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923. Vom 16. 8. 1923. 
Auf Grund des $ 11 des Fernſprechgebühren-⸗Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 134) 
wird folgendes beſtimmt: 5 
1. Die Gebührenſätze und ſonſtigen Beträge, die in der Fernſprechordnung und in den von der 
Telegraphenverwaltung nach $ 31 I der Fernſprechordnung erlaſſenen Beſtimmungen feſt⸗ 
88 geſetzt ſind, werden mit 20 000 vervielfältigt. 

Ba 2. Dieſe Verordnung tritt mit dem 20. Auguſt 1923 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver⸗ 
. ordnung zur Anderung der Fernſprechordnung vom 10. Auguſt 1923 außer Kraft. Soweit 


en vierteljährlich im voraus fällige laufende Gebühren erhöht werden, gilt für die beftehenden 
we Anlagen die Erhöhung erſt vom 1. September 1923 ab. 

Be 3. Die Fernſprechteilnehmer find berechtigt, Einrichtungen, die auf Grund der Fernſprechordnung 
es und der von der Telegraphenverwaltung nach § 31 I der Fernſprechordnung erlaſſenen 
— Beſtimmungen hergeſtellt worden find, auf den 19. bezw. 31. Auguſt 1923 zu kündigen. 


Antragſteller, die ihren Antrag auf Herſtellung, Erweiterung, Verlegung, Umwandlung oder 
Übertragung von Fernſprecheinrichtungen, Nebentelegraphen oder beſonderen Telegraphen aus 
Anlaß der Gebührenerhöhung zurückziehen, haben Koſten für nutzloſe Verwaltungsarbeit 
nicht zu erſtatten. f 


Danzig, den 16. Auguſt 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


